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Namens der Bundesregierung beantw^orte ich die Kleine An- 
frage der Abgeordneten Strauß, Leicht, Dr. Pohle, Dr. Alt- 
hammer und der Fraktion der CDU/CSU wie folgt: 


1. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Kosten der in der 
Regierungserklärung aufgcluhrten Maßnahmen, wie z. B. 

1. Einkommensausgleich für die Landwirtschaft 

a) Änderung des Mehrwertsteuergesetzes, 

b) Grenzausgleich, 

c) direkte Ausgleichszahlungen 


1970 I 1971 1 1972 | 1973 
- in Mio DM - 

a) Änderung des Mehrwertsteuer- 
gesetzes 

Steuermindereinnahmen 

Bund 500 575 610 645 

Länder 215 245 260 275 


1) Der Einkommensousgleich über die Verkaufserlöse beträgt im Jahre 1970 
unmitteroar für die Landwirtschaft 780 Mio DM. Wegen der Verschiebung 
der Umsatzstcuervorauszahlungen um 1 Monat betragen die kassenmäßi- 
gen Steuermindereinnahmen in 1970 jedoch nur 11/12 von 780 Mio DM. 
Für die Jahre ab 1971 wird eine gewisse Zunahme der landw. Umsätze 
angenommen. 
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1970 ; 1971 1972 1973 

b) Grenzausgleich 

- Mehrausgaben entstehen nur 
für den Bund in Höhe von 
insgesamt 93 Mio DM; davon 
wurden gezahlt in 1969: 

25 Mio DM. 

Der Rest von 68 - -- - 

wird in 1970 abgewickelt. 

Den Mehrausgaben stehen 
Mehreinnahmen in Höhe von 
20 Mio DM gegenüber. 

c) Direkte Ausgleichszahlungen 

- Leistungen nur des Bundes 

aufgrund des Aufwertungs- 
ausgleichsgesetzes: 920 920 920 920 

Hierzu erstattet die EG aus 

dem - durch Beiträge der Mit- 
gliedstaaten finanzierten - 
EAGFL, Abt, „Garantie": 

1971 = 333 Mio DM, 

1972 - 220 Mio DM und 

voraussichtlich 

1973 = 110 Mio DM. 


(noch Frage 1) 

2. Alterssicherung für die Selbständigen 

Die Bundesregierung hat ihre Absicht erklärt, die gesetzliche 
Altersversicherung für weitere Gruppen der Gesellschaft zu 
öffnen. In diesem Rahmen wird insbesondere eine Einbeziehung 
der Selbständigen in die gesetzliche Rentenversichening ge- 
prüft. In welcher Form und zu welchem Zeitpunkt die hierzu 
angestellten Überlegungen konkretisiert werden, ist gegen- 
wärtig noch nicht abzusehen. Deshalb können die finanziellen 
Auswirkungen z. Z. auch nicht annähernd geschätzt werden. 


(noch Frage 1) 

3. Erhöhung der vermogenswirksamen Leistungen 
von 312 DM auf 624 DM i) 


1970 1971 1972 1973 

- in Mio DM - 



Steuer- 

minder- 

ein- 

n ahmen 

Mehr- 

aus- 

gaben 

Steuer- 

minder- 

ein- 

n ahmen 

Mehr- 

aus- 

gaben 

Steuer- 

minder- 

ein- 

naluner. 

Mehr- 

aus- 

gaben 

Steuer- 
minder- 
e in- 
nahmen 

Mehr- 

aus- 

gaben 

Bund 

60 

- 

250 

10 

340 

25 

370 

35 

Länder 

60 

- 

250 

10 

340 

25 

370 

35 

Gemeinden 30 

- 

90 

„ 

100 

_ 

130 



9 Annahme: Verdoppelung der Höchstbeträqe - auch nach § 4 des Ge- 
setzes - Zuidgensystem ab 1971 
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(noch Frage 1) 

4. Einbeziehung des Sparens im Betrieb in die allgemeine 
Sparförderung 

Es handelt sich um eine Absichtserklärung der Bundesregie- 
rung. Form und Zeitpunkt der Verwirklichung dieser Maß- 
nahme sind noch ungewiß. Wird z. B. davon ausgegangen, daß 
von den buchführenden Steuerpflichtigen eine Rücklage für 
nicht entnommene Gewinne bis zur Höhe der ihnen zustehen- 
den Sonderausgaben-Höchstbeträge und der nach dem Woh- 
nungsbau- und Sparprämiengesetz Begünstigten-Höchstbeträge 
gebildet werden kann, belaufen sich die Steuermindereinnah- 
men bezogen z. B. auf das volle Rechnungsjahr 1972 auf 

Bund = rd. 40 Mio DM 

Länder rd. 40 Mio DM 

Gemeinden ^ rd. 12 Mio DM. 

(noch Frage 1) 

5. Erweiterung des Bausparens 

Die Bundesregierung hat ihre Absicht erklärt, die Möglichkei- 
ten des Bausparens zu erweitern. Art und Zeitpunkt der Ver- 
wirklichung dieser neuen Maßnahme durch Gesetzesänderung 
ist z. Z. noch ungewiß. 

Bei z. B. Einbeziehung der Tilgungsleistungen in das Woh- 
nungsbauprämiengesetz würden sich, bezogen auf das Rech- 
nungsjahr 1972, bei Bund und Ländern jeweils Prämienmehr- 
ausgaben von rd. 140 Mio DM ergeben. 


(noch Frage 1) 

6. Steuerreform 

Die Bundesregierung geht bei der Vorbereitung der Steuer- 
reform davon aus, daß das Gesamtvolumen der Steuereinnah- 
men von Bund, Ländern und Gemeinden einschließlich der 
Zuwachsraten nicht verändert wird. Die Reform soll weder zu 
einer Minderung der Steuereinnahmen führen, noch ist eine 
Erhöhung der volkswirtschaftlichen Steuerquote gegenüber 
1969 beabsichtigt. Mit der Reform wird in erster Linie eine 
Umverteilung der Steuerlasten unter Berücksichtigung der 
Harmonisierungsbemühungen in der Europäischen Gemein- 
schaft angestrebt. 


(noch Frage 1) 

7. Verdoppelung des Arbeitnehmerfreibetrages 

Steuermindereinnahmen bei 

Inkrafttreten ab 1. Juli 1970: 1970 | 1971 | 1972 | 1973 

- in Mio DM - 


Bund 

159 

391 

398 

409 

Länder 

159 

391 

398 

409 

Gemeinden 

52 

128 

129 

132 
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(noch Frage 1) 

8. Abbau der Ergänzungsabgabe 

1970 I 1971 I 1972 | 1973 
- in M io DM - 

Steuermindereinnahmen bei In- 
krafttreten ab 1. Januar 1971 nur 

beim Bund: - 180 910 1100 


(noch Frage 1) 

9. Verbesserung der Ricbterbesoldung 

Die Regierungserklärung enthält keine konkreten Angaben 
über die Gestaltung der Richterbesoldung. Inhalt und Zeitpunkt 
einer entsprechenden gesetzlichen Neuregelung sind noch nicht 
abzusehen. Auch die finanziellen Auswirkungen, die beim Bund 
auf jeden Fall gering sein werden, können z. Z. nicht annähernd 
geschätzt werden. 


(noch Frage 1) 

10. Erhöhung der Zahl der Berufs- und Zeitsoldaten 
und 

11. Verbesserung von Ausbildung und Ausrüstung 

Die Prüfung geeigneter Maßnahmen zur Erhöhung der Zahl der 
Berufs- und Zeitsoldaten sowie zur Verbesserung von Aus- 
bildung und Ausrüstung ist zur Zeit noch nicht abgeschlossen. 

Angaben über die Kosten und den Zeitpunkt des Inkrafttretens 
neuer Maßnahmen können infolgedessen noch nicht gemacht 
werden. 

Die auf Grund dieser Prüfung beabsichtigten Maßnahmen nebst 
Kostenschätzungen werden dem Parlament durch das Weißbuch 
1970 bekanntgegeben. 


(noch Frage 1) 

12. Zehntes Schuljahr 

Hierbei handelt es sich zunächst um eine politische Zielsetzung, 
deren Verwirklichung im Rahmen des Bildungsplans zu be- 
handeln sein wird. 

Genaue Angaben über Zeitpunkt und Kosten der Einführung 
des Zehnten Schuljahres können erst danach und nach einge- 
hender Fühlungnahme mit den Ländern gemacht werden. Im 
Finanzplan sind für die Einbeziehung des Zehnten Schuljahres 
in die Ausbildungsförderung für das Jahr 1973 zunächst 250 Mio 
DM vorgesehen. 


(noch Frage 1) 

13. Ausbau der Hochschulen 

Die Erweiterung der Ausbildungskapazitäten in den Hoch- 
schulen zur raschen Überwindung der Zulassungsbeschränkun- 
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gen erfordert erhöhte Aufwendungen insbesondere für solche 
Baumaßnahmen, die schnell verwirklicht werden können. Durch 
die Schnellbaumaßnahmen steigen die Ausgaben für Hochschul- 
aus- und -neubau in 1970 auf 820 Mio DM, das sind 110 Mio DM 
mehr als für 1970 im vorangegangenen Finanzplan vorgesehen 
waren. 

Auf der Grundlage der jetzigen Zuständigkeitsverteilung und 
der bereits abzusehenden Planungen im Länderbereich sind im 
Finanzplan des Bundes 1969 bis 1973 vorgesehen: 

für 1971 800 Mio DM 

1972 900 Mio DM 

1973 900 Mio DM. 

Soweit sich aufgrund der gemeinsamen Beratungen mit den 
Ländern und der Aufstellung des ersten Rahmenplans nach dem 
Hochschulbauförderungsgesetz sowie der Erweiterung der Ge- 
meinschaftsaufgabe insbesondere im Hinblick auf die Entwick- 
lung zur Gesamthochschule ein erhöhter Finanzbedarf für die 
kommenden Jahre ergeben sollte, wird dem bei der Anpassung 
und Fortschreibung der Finanzplanung im Rahmen des Mög- 
lichen Rechnung getragen. 


(noch Frage 1) 

14. Verstärkte Förderung der Informatik und der Entwicklung 
von Komputersprachen 

Das im Jahre 1967 eingeleitete erste Programm zur Förderung 
von Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der Daten- 
verarbeitung für öffentliche Aufgaben wird im Jahre 1970 mit 
Aufwendungen in Höhe von 86 Mio DM verstärkt weiter- 
geführt. Darüber hinaus wird 1970 erstmals gemeinsam mit den 
Ländern ein überregionales Forschungsprogramm „Informatik" 
bei den Hochschulen durchgeführt. Im Haushaltsentwurf des 
Bundes 1970 sind hierfür 24 Mio DM veranschlagt. In beiden 
Programmen sind die Förderungsmaßnahmen auf den Gebieten 
Informatik und Komputersprachen enthalten. Ab 1971 werden 
die beiden Programme im Rahmen eines umfassenden zweiten 
Datenverarbeitungsprogramms durchgeführt. Für die Durch- 
führung dieser Maßnahmen sind ab 1971 in der Finanzplanung 
vorgesehen: 

1971 205 Mio DM 

1972 300 Mio DM 

1973 375 Mio DM. 

(noch Frage 1) 

15. Allgemeine Verbesserung der Landwirtschaftsslruktur 

Die Bundesregierung hat durch Einplanung entsprechender 

Mittel im Finanzplan 1969 bis 1973 sichergestellt, daß trotz des 
Auslaufens des EWG-Anpassungsgesetzes mit Ablauf des 
Jahres 1969 und der steigenden Ausgaben für Marktordnungen 
sowie der Aufwendungen für den Ausgleich der Einkommens- 
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Verluste infolge der DM-Aufwertung die Maßnahmen der natio- 
nalen Agrarpolitik fortgeführt werden können. 

Nach dem Finanzplan 1969 bis 1973 sind hierfür gegenüber dem 
Finanzplan 1968 bis 1972 folgende zusätzliche Mittel vorge- 
sehen: 

1970 1971 1972 1973 

- in Mio DM - 

389,0 240,0 200,0 200,0 


(noch Frage 1) 

16, Strukturverbesserung bezüglich Berlin und Zonenrand 

Die Strukturförderungsmittel für das Zonenrandgebiet sind im 
Bundeshaushalt nicht gesondert ausgewiesen. Der auf das 
Zonenrandgebiet entfallende Anteil läßt sich erst nach Abwick- 
lung der jährlichen Förderungsprogramme feststellen. Auch bei 
den Mindereinnahmen aufgrund des Investitionszulagen- 
gesetzes ist eine Trennung nach Zonenrandgebiet und anderen 
Förderungsgebieten nicht möglich. Die Zonenrandmittel wer- 
den deshalb unter Ziffer 17 miterfaßt. 

Wegen der Erweiterung der Steuervergünstigungen in Berlin 
(Novellierung des Berlinhilfegesetzes) wird auf die Antwort 
zu Frage 2 Bezug genommen. 


(noch Frage 1) 

17. Regionale Strukturverbesserung 

1970 I 1971 I 1972 | 1973 
- in Mio DM - 

Der Mittelaufwand für die Ver- 
besserung der regionalen Wirt- 
schaftsstruktur (insbesondere in 
den Bundesausbaugebieten, im Zo- 
nenrandgebiet und im Saarland) ist 
im mehrjährigen Finanzplan mit 
folgenden Beträgen berücksichtigt: 

1970 1971 1972 1973 

- in Mio DM - _ 

628,8 673,8 693,8 695,8 

insgesamt in 4 Jahren mithin rd. 

2,7 Mrd. DM. 

Davon entfallen auf 

a) geschätzte Mindereinnahmen 
aufgrund des Investitions- 
zulagengesetzes im Zonenrand- 
gebiet und in anderen förde- 
rungsbedürftigen Gebieten 

1970 1971 1972 1973 

- in Mio DM ^ 

270 300 320 335 

b) Erhöhung der bisher schon vor- 
gesehenen Bundesmittel auf- 
grund der Regierungserklärung 

um 75 100 100 100 

insgesamt in 4 Jahren also um 
375 Mio DM. 


6 



Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/418 


(noch Frage 1) 

18. Städtebauförderung 

1970 I 1971 I 1972 | 1973 
- in Mio DM - 

Die Bundesregierung hat für die 
in § 55 Abs. 2 des Entwurfs eines 
Städtebauförderungsgesetzes vor- 
gesehenen Finanzhilfen des Bun- 
des einen Verpflichtungsrahmen 
für die Jahre 1971 bis 1973 von 
450 Mio DM beschlossen. Dieser 
Verpflichtungsrahmen führt beim 

Bund zu einem Kassenbedarf von - 50 75 150 

der im Finanzplan des Bundes bis 

1973 als Mehrbelastung gegenüber 
dem vorangegangenen Finanzplan 
enthalten ist. Die restlichen 
175 Mio DM werden in den Jahren 

1974 und 1975 veranschlagt. 


(noch Frage 1) 

19. Langfristiges Programm des sozialen Wohnungsbaus 

1970 I 197 1| 1972 
- in Mio DM - 

Die Bundesregierung betrachtet die 
Weiterführung des sozialen Woh- 
nungsbaues als eine öffentliche 
Aufgabe von besonderer Dringlich- 
keit. Sie hat daher über die bis- 
herigen Förderungsmaßnahmen 
hinaus zum Anlaufen des von ihr 
angestrebten langfristigen Woh- 
nungsbauprogramms ein Sonder- 
programm mit einem jährlichen 
Verpflichtungsrahmen von zusätz- 
lich 25 Mio DM ab Haushaltsjahr 

1970 beschlossen. Das führt beim 
Bund zu einem Kassenbedarf ab 

1971 von - 25 25 25 

Dieser Mehrbedarf ist im Finanz- 
plan des Bundes 1969 bis 1973 ent- 
halten. 


(noch Frage 1) 

20. Verbesserung des Wohngeldgesetzes 

T97irri97r| 1972 | 1973 
- in Mio DM - 

Für die Verbesserung des Wohn- 
geldgesetzes sind im Finanzplan 
des Bundes 1969 bis 1973 ab Haus- 
haltsjahr 1971 berücksichtigt wor- 


den: 

- 180 

200 

240 

Daneben beträgt die Belastung der 
Länder 

180 

200 

240 


Insgesamt werden also von Bund 
und Ländern für diese neue Maß- 
nahme bis 1973 rd. 1,24 Mrd. DM 
zusätzlich aufgewendet. 
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(noch Frage 1} 

21. Übernahme der Schulden der Bundesbahn 

Der Bund hat bisher den Kapitaldienst (Zinsen und Tilgungen) 
für Kapitalaufstockungensanleihen der Deutschen Bundesbahn 
in Höhe von rd. 3,1 Mrd. DM im Rahmen der Zuwendungen an 
die Deutsche Bundesbahn geleistet. Durch die ab 1970 erfolgte 
Übernahme in den Schuldendienst des Bundes wird die Deutsche 
Bundesbahn nunmehr in die Lage versetzt, die zugrunde liegen- 
den Anleiheerlöse ihrem Eigenkapital zuzuführen und damit 
eine wesentliche Bilanzverbesserung vorzunehmen. 

Es wird z. Z. noch geprüft, ob und inwieweit der Bund den 
Kapitaldienst für weitere Kreditverbindlichkeiten der Bundes- 
bahn übernehmen kann. Die möglichen finanziellen Auswirkun- 
gen sind jedoch z. Z. noch nicht zu schätzen. 


(noch Frage 1) 

22. Verstärkter Ausbau des Autobahn- und Bundesstraßen- 
netzes 

Der verstärkte Ausbau des Autobahn- und Bundesfernstraßen- 
netzes wird im Rahmen der durch gesetzliche Zweckbindung der 
Mineralölsteuereinnahmen zur Verfügung stehenden, jährlich 
steigenden Mittel durchgeführt. 


(noch Frage 1) 

23. Schnellverkehrsystem 

Die Bundesregierung hat eine Studie über ein Hochleistungs- 
Schnellverkehrssystem in Auftrag gegeben. Vor weiteren Über- 
legungen muß das Ergebnis dieser Studie, das jedoch nicht vor 
1971 vorliegen wird, abgewartet werden. Erst wenn diese Über- 
legungen zu einem gewissen Abschluß gekommen sein werden, 
sind Kostenschätzungen möglich. 


(noch Frage 1) 

24. Einrichtung eines Instituts für Sozialmedizin 

Die Errichtung eines Instituts für Sozialmedizin erfolgt durch 
Ausbau der jetzigen Abteilung D des Bundesgesundheitsamtes. 
Die laufenden Mehrkosten in Höhe von rd. 2 Mio DM jährlich 
ab 1970 sowie die einmaligen Baukosten (3 Mio DM von 1971 
bis 1973) sind innerhalb der von der vorherigen Bundesregie- 
rung im Finanzplan für den Gesamtausbau des Bundesgesund- 
heitsamtes bereits eingeplanten Ausgaben von rd. 70 Mio DM 
enthalten. 


(noch Frage 1) 

25. Ausbau der Krebsforschung 

Dem Ausbau der Krebsforschung 
dienst insbesondere die Errichtung 
der Betriebsendstufe des 1964 ge- 
gründeten Deutschen Krebsfor- 
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1970 I 1971 I 1972 | 1973 
- in Mio DM - 

schungszentrums in Heidelberg. 

Die Baukosten von voraussichtlich 
73,2 Mio DM werden im Verhältnis 
2:1, die Betriebskosten von 7,4 Mio 
DM im Jahre 1970 ansteigend auf 
rd. 18 Mio DM in 1973 im Verhält- 
nis 1:1 von Bund und Ländern ge- 
tragen. 

Mehrbelastung gegenüber dem 
vorangegangenen Finanzplan 

beim Bund rd. 2,0 3,0 1,8 4,5 

bei den Ländern 1,0 1,2 ~ - 

Die Mehrbelastungen des Bundes 
sind im Finanzplan 1969 bis 1973 
berücksichtigt. 


(noch Frage 1) 

26. Wirtschaftliche Sicherung leistungsfähiger Krankenhäuser 

1970 I 1971 I 1972 | 1973 
- in Mio DM- 

Die wirtschaftliche Sicherung lei- 
stungsfähiger Krankenhäuser ist 
im Rahmen eines Krankenhaus- 
finanzierungsgesetzes unter finan- 
zieller Beteiligung des Bundes 
an den Krankenhausinvestitions- 
kosten vorgesehen. Da die Haus- 
haltslage eine direkte Bezuschus- 
sung vorerst nicht zuläßt, ist zu- 
nächst die Übernahme des ent- 
sprechenden Schuldendienstes mit 
der nebenstehenden Belastung des 

Bundes eingeplant - 7 35 76 

Hierdurch mögliche Kreditbeschaf- 
fungen: 


1971 

1972 

1973 


- in Mio DM - 


200 

400 

466 


(noch Frage 1) 

27. Reformierung der ärztlichen Ausbildung 

1970 I 1971 I 1972 | 1973 
- in Mio DM - 

Die Reform der ärztlichen Ausbil- 
dung im Rahmen des 1969 erlasse- 
nen Gesetzes zur Änderung der 
Bundesärzteordnung führt ab 1971 
zu Mehrbelastungen 

des Bundes von rd. - - 0,5 1,5 

und der Länder von rd. - 1,0 15,0 27,5 
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(noch Frage 1) 

28. Erhöhung des Kindergeldes 

1970 I 1971 I 1972 
~ in Mio DM - 

Eine Verbesserung des Kinder- 
geldes ist ab 1. Oktober 1970 mit 
den nebenstehenden Mehrbela- 
stungen des Bundes gegenüber 
dem Finanzplan 1968 bis 1972 vor- 
gesehen: 95 390 200 


(noch Frage 1) 

29. Einführung eines Bildungsurlaubs 

Hierbei handelt es sich um eine Absichtserklärung der Bundes- 
regierung, die vor ihrer Verwirklichung noch sorgfältiger Über- 
legungen über die Gestaltung und den Zeitpunkt der Einführung 
des Bildungsurlaubs bedarf. Vor Abschluß dieser Überlegungen 
können gültige Kostenschätzungen nicht gemacht werden. 


(noch Frage 1) 

30. Erhöhung der Kriegsopferrente 

1970 I 1971 I 1972 I 1973 
“ in Mio 

Die Erhöhung der Leistungen für 
Kriegsopfer ab 1. Januar 1970 und 
die jährliche Anpassung an die 
wirtschaftliche Entwicklung erfor- 
dern gegenüber der alten Finanz- 
planung die nebenstehenden Mehr- 
aufwendungen des Bundes: 938 1033 1400 1897 

Die Mehrbelastungen sind im 
Finanzplan des Bundes 1969 bis 
1973 berücksichtigt. 


(noch Frage 1) 

31. Änderung der Rentenberechnung 

Die beabsichtigte Einführung der Rentenberechnung nach Punk- 
ten soll lediglich dem Zweck dienen, den Versicherten die 
Übersichtlichkeit über die zu erwartenden Rentenleistungen zu 
erleichtern. Mehrbelastungen entstehen dadurch nicht. 


(noch Frage 1) 

32. Abbau der festen Altersgrenze 

Hierbei handelt es sich um eine Absichtserklärung der Bundes- 
regierung. Sie prüft gegenwärtig die Möglichkeiten, die jetzige 
feste Altersgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung 
stufenweise flexibler zu gestalten. Gültige Angaben über die 
damit verbundenen finanziellen Auswirkungen können vor 
Abschluß der Prüfung weder der Höhe nach noch hinsichtlich 
des Zeitpunktes des Wirksamwerdens gemacht werden. 

(noch Frage 1) 

33. Alterssidierung für weitere Gesellschaftsgruppen 
Vergleiche Antwort zu Frage 1 Ziffer 2. 
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(noch Frage 1) 

34. Weiterentwicklung der Krankenversicherung 

In der Regierungserklärung ist ausgeführt, daß die Bundes- 
regierung zur Weiterentwicklung der Krankenversicherung eine 
Sachverständigenkommission einsetzen wird. 

Finanzielle Auswirkungen von Belang hat diese Erklärung 
zunächst nicht. 


(noch Frage 1) 

35. Dynamisierung der Krankenversicherungspflichtgrenze und 
Arbeitgeberbeitrag für alle Angestellte 

Die Bundesregierung erarbeitet gegenwärtig die Entscheidungs- 
grundlagen und Modelle zur Höhe einer Krankenversicherungs- 
pflichtgrenze. Erst wenn die jeweiligen Größenordnungen fest- 
stehen, kann eine Entscheidung über die Erhöhung und Dynami- 
sierung der Krankenversicherungspflichtgrenze getroffen wer- 
den. Das gleiche gilt für die Höhe eines Arbeitgeberbeitrages 
für alle Angestellten. 


(noch Frage 1) 

36. Förderung des Sports 


1970 I 1971 I 1972 | 1973 
- in Mio DM - 

Die Ausgaben des Bundes für die 
Förderung des Sports werden für 
die Jahre 1970 bis 1973 mit rd. 

575 Mio DM im Finanzplan berück- 
sichtigt. Auf die einzelnen Jahre 
entfallen dabei folgende Beträge: 

1970 1971 1972 1973 

- in Mio DM - 

126 160 182 107 

In diesen Beträgen sind 293 Mio 
DM für die Olympischen Spiele 
1972 enthalten. Gegenüber dem 
vorangegangenen Finanzplan er- 
gibt sich nach dem Beschluß der 
Bundesregierung vom 23. Januar 
1970 eine Verstärkung der Sport- 
förderung um folgende Beträge: 67 82 116 41 


(noch Frage 1) 

37. Friedensforschung 

Die Bundesregierung prüft Möglichkeiten zur Schaffung einer 
Institution auf dem Gebiet der Friedensforschung. Ziel der 
Bemühungen ist der koordinierte Aufbau der Friedensforschung 
durch Förderung von Einzelvorhaben, interdisziplinären Ar- 
beitszentren und der Ausbau einzelner Institute. Um eine 
gesicherte Grundlage für die Förderung zu gewinnen sowie 
eine Zersplitterung der Initiativen zu vermeiden, hat die Bun- 
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desregierung den Wissenschaftsrat um eine gutachtliche 
Stellungnahme gebeten. In seiner nächsten Sitzung wird der 
Wissenschaftsrat hierzu eine Empfehlung verabschieden. An- 
gaben über die Kosten etwaiger Förderungsmaßnahmen können 
erst nach Vorlage dieser Empfehlungen gemacht werden. 


(noch Frage 1) 

38. Steigerung der Entwicklungshilfe um jährlich ca. 11 ^/o 

Das in der Regierungserklärung genannte Ziel einer durch- 
schnittlichen Steigerung der Entwicklungshilfe um jährlich rd. 
11 V. H. kann nur schrittweise erreicht werden. Im Regierungs- 
entwurf des Bundeshaushalts 1970 ist neben einer Steigerung 
des Plafonds des Einzelplans 23 von rd. 2,19 Mrd. DM auf rd. 
2,31 Mrd. DM eine Zuwachsrate der Verpflichtungsermächtigun- 
gen für Kapitalhilfe und Technische Hilfe im weiteren Sinne 
von zunächst 7,2 v. H. vorgesehen. Die für die Haushaltsjahre 
1971 bis 1973 in Aussicht genommenen Plafonds des Einzel- 
plans 23 ergeben sich aus dem von der Bundesregierung am 
23. Januar 1970 beschlossenen Finanzplan mit 

1971 1972 1973 

- in Mio DM - 
2488 2644 2798 

Die Bundesregierung wird die Möglichkeiten einer weiteren 
Steigerung der Entwicklungshilfe jeweils bei der Fortschreibung 
der Finanzplanung prüfen. 


(noch Frage 1) 

39. Erhöhung der Zahl der Entwicklungsexperten und Helfer 

a) im Haushaulsjahr 1970, 

b) in der mittelfristigen Finanzplanung? 

Das Ziel, die Zahl der Entwicklungshelfer und der Fachkräfte 
der Entwicklungshilfe bis Mitte der siebziger Jahre zu ver- 
doppeln, führt in den einzelnen Jahren nur zu einer schritt- 
weisen Erhöhung der Ausgaben. Diese Ausgaben werden für 
die Jahre bis 1973 aus den vorgesehenen Plafonds des Einzel- 
plans 23 bestritten werden. 


2. Beabsichtigt die Bundesregierung neben den in Frage 1 aufge- 
führten Maßnahmen noch weitere kostenwirksame Vorhaben 
in Angriff zu nehmen, und wie hoch beziffern sich die Kosten 
dafür 

a) im Haushaltsjahr 1970, 

b) in der mittelfristigen Finanzplanung? 

Eine erschöpfende Aufzählung aller im Haushaltsjahr 1970 und 
im Zeitraum der mehrjährigen Finanzplanung bis 1973 im Rah- 
men der eingeplanten Mittel neu zu beginnenden Maßnahmen 
kann gegenwärtig und an dieser Stelle aus formellen und 
materiellen Gründen noch nicht gegeben werden. In der Ant- 
wort können daher nur die bedeutungsvollsten im Finanzplan 
berücksichtigten Maßnahmen erfaßt werden: 
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1. Ausbau der Ausbildungsförde- 
rung 

- im Finanzplan bis 1973 vor- 
gesehen - 

Es wird davon ausgegangen, 
daß sich die Länder an den 
Kosten des Gesetzes in Höhe 
ihrer bisherigen Aufwendungen 
für die Ausbildungsförderung 
(rd. 250 Mio DM jährlich) be- 
teiligen. 

2. Einbeziehung der Schüler des 
Zehnten Schuljahres in die Aus- 
bildungsförderung 

- im Finanzplan für 1973 vor- 
gesehen - 

3. Anpassung der Unterhaltshilfe 
und Erhöhung des Selbständi- 
genzuschlags nach dem LAG 

- im Finanzplan vorgesehen - rd, 


1970 I 1971 I 1972 | 1973 
- in Mio DM - 


31 80 180 


- 250 


3 7 6 6 


4. Heraufsetzung des Höchstbetra- 
ges des „Ausgleichs" gemäß 
§ 38 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes von gegenwärtig 
8000 DM auf künftig 12 000 DM 
zur Anpassung an das der- 
zeitige Preisgefüge 

- Inkrafttreten noch in 1970 

möglich - - 10 10 10 

Die Mehrkosten werden inner- 
halb der Plafonds des Einzel- 
plans 14 (Verteidigung) bis 1973 
aufgefangen. 

5. Novellierung des Berlinhilfe- 
gesetzes 

- im Finanzplan bis 1973 vor- 
gesehen - 


Steuermindereinnahmen Bund: 

38 

145 

195 

207 

Länder: 

38 

124 

167 

178 

Gemeinden: 

14 

36 

48 

50 

Bevorratung volkswirtschaftlich 
wichtiger Importwaren 
- im Finanzplan bis 1973 vor- 
gesehen - 

20 

40 

60 

80 


3. Wie hoch sind die Kosten 

a) der tarifvertraglichen Einkommenserhöhung im öffentlichen 
Dienst, 

b) der beabsichtigten Erhöhung der Beamtenbezüge einschließ- 
lich der Maßnahmen für die Vermögensbildung 

- beim Bund, 

- bei der Bundesbahn, 

- bei der Bundespost, 

- Erhöhung der Bundeshilfe für Berlin 

im Haushaltsjahr 1970 und in der mittelfristigen Finanzplanung? 
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1970 I 1971 I 1972 | 1973 
^in Mio DM - 

a) Kosten der tarifvertraglichen 
Einkommenserhöhungen im öf- 
fentlichen Dienst beim Bund rd. 521 521 521 521 


b) Kosten der beabsichtigten Er- 
höhung der Beamtenbezüge 
(einschließlich Richter, Solda- 
ten, Versorgungsempfänger) 
einschließlich der Vermögens- 
bildung beim 
Bund rd. 

Bundesbahn rd. 

Von der Bundesbahn werden 
die Mehrkosten im Rahmen 
ihres Wirtschaftsplans aus eige- 
nen Erträgen und den allgemei- 
nen Zuwendungen des Bundes 
aus Kapitel 12 02 - wie sie im 
Entwurf des Bundeshaushalts 
1970 und des mehrjährigen 
Finanzplans des Bundes 1969 
bis 1973 enthalten sind - getra- 
gen. Zusätzliche Verstärkungs- 
mittel im Einzelplan 60 sind 
nicht vorgesehen. 

Bundespost rd. 

Aus dem Bereich der Bundes- 
post ergeben sich keine un- 
mittelbaren Auswirkungen auf 
den Bundeshaushalt 1970 und 
den mehrjährigen Finanzplan 
des Bundes bis 1973. 

Erhöhung der Bundeshilfe für 
Berlin 

Die Erhöhung der Bezüge im 
öffentlichen Dienst und die 
Maßnahmen zur Vermögensbil- 
dung führen nicht automatisch 
zu einer Erhöhung der Bundes- 
hilfe Berlin. Ob und in welcher 
Höhe die im Entwurf des Bun- 
deshaushalts 1970 vorgesehene 
Bundeshilfe erhöht werden 
muß, hängt u. a. von der Ent- 
wicklung des Berliner Haus- 
halts im Laufe des Rechnungs- 
jahres ab (Steueraufkommen, 
Vollzug der Ausgabenseite). Im 
gegenwärtigen Zeitpunkt kann 
dies nicht übersehen werden. 


885 928 928 928 
594 594 594 594 


481 481 481 481 


Zu 3. a) 

Kosten der Länder und Gemeinden 


Eine zuverlässige Angabe läßt sich nicht machen, da die Zahlen 
hier nicht bekannt sind. 


Eine grobe überschlägige Schätzung des Personalmehraufwan- 
des ergibt für die Länder eine Größenordnung von 2,3 bis 
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27 Mrd. DM (Vermögensbildung: Größenordnung etwa 120 Mio 
DM) und für die Gemeinden eine Größenordnung von 1,3 Mrd. 
DM (Vermögensbildung: Größenordnung etwa 70 Mio DM). 

Hierbei ist unterstellt, daß die gleichen Verbesserungen zum 
gleichen Zeitpunkt wie beim Bund in Kraft treten. 

4. Wie hoch sind die dem Bundeshaushalt aus der Aufwertung 
entstandenen Belastungen, aufgeschlüsselt nach Maßnahmen und 
Bereichen sowie nach Mehrausgaben und Mindereinnahmen ein- 
schließlich der unterbleibenden Gewinnabführung der Deutschen 
Bundesbank 

a) im Haushaltsjahr 1970, 

b) in der mittelfristigen Finanzplanung? 

Neben dem in der Frage 1 zu Ziffer 1 bereits behandelten Ein- 
kommensausgleich *) entstehen dem Bundeshaushalt in 1970 
Mehrausgaben in Höhe von rd. 118 Mio DM für den Ausgleich 
von Wertverlusten bei Beständen an Zucker, Magermilchpulver, 
Butter, Rahm und Kartoffelstärke. Ferner unterbleibt im Haus- 
haltsjahr 1970 die Gewinnabführung der Bundesbank an den 
Bund. Das bedeutet gegenüber dem mehrjährigen Finanzplan 
1968 bis 1972 eine Mindereinnahme des Bundes in Höhe von 
350 Mio DM. 

Längerfristig ist mit einer Gewinnabführung an den Bund von 
200 Mio DM (nach altem Finanzplan waren jährlich 350 Mio DM 
vorgesehen) zu rechnen. 

Mindereinnahmen demnach 1971 bis 1973 150 Mio DM jährlich. 

Es muß in diesem Zusammenhang jedoch erwähnt werden, daß 
die DM-Aufwertung auch zu erheblichen Entlastungen des Bun- 
deshaushalts führt. So werden die Belastungen im Bereich der 
Marktordnungen (Ausgleich von Wertverlusten bei den Waren- 
beständen der Einfuhr- und Vorratsstellen und Mindereinnah- 
men bei den Abschöpfungen) durch Entlastungen bei den an- 
deren Marktordnungsmaßnahmen (Ausfuhrerstattungen, Pro- 
duktionserstattungen, Denaturierungsprämien usw.) wahr- 
scheinlich ausgeglichen. Bemerkenswert sind ferner die Minder- 
ausgaben bei den Beiträgen an internationale Organisationen 
und Einrichtungen sowie bei den Auslandsbeschaffungen und 
-dienstleistungen. Allein im Bereich des Epl. 14 ergeben sich 
durch die Aufwertung 1970 bis 1973 Minderausgaben in Höhe 
von rd. 1,1 Mrd. DM. 

5. Entstehen neben den unter Frage 4 bereits entstandenen Be- 
lastungen noch weitere Kosten aus der Aufwertung (z. B. See- 
schiffahrt, Werften, Grenzgänger, Rentenbezüge aus dem Aus- 
land, Kohle) für den Bundeshaushalt 

a) im Haushaltsjahr 1970, 

b) in der mittelfristigen Finanzplanung? 


*) Hinweis auch auf Frage 1, Ziff. 15; dort zusätzliche Mittel vorgesehen 
für allgemeine Verbesserung der Landwirtschaftsstruktur: 

1970 1971 1972 1973 

- in Mio DM - 

389 240 200 200 
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Die Folgen der DM-Aufwertung für die deutsche Seeschiffahrt 
können erst in einigen Monaten festgestellt werden, wenn die 
vom Bundesminister für Verkehr unter Beteiligung des Bundes- 
ministers für Wirtschaft, des Bundesministers der Finanzen und 
der Schiffahrtsverbände gebildete Kommission ihre Arbeit be- 
endet hat. 

Es wird ein VII. Werfthilfeprogramm (für Schiffsablieferungen 
in den Jahren ab 1973 bis 1975) vorbereitet, das durch seine 
verbesserte Ausgestaltung die Konkurrenzfähigkeit der deut- 
schen Werften auch in Zukunft sicherstellen soll. 

In anderen Bereichen wird aus heutiger Sicht mit nennens- 
werten Mehrbelastungen des Bundeshaushalts 1970 und des 
Finanzplans bis 1973 aus der DM- Aufwertung nicht gerechnet. 


6. Welche Kosten verursacht der Wegfall der Krankenversiche- 
rungsbeiträge der Rentner beim Bundeshaushalt und bei den 
Rentenversicherungsträgern 

a) im Haushaltsjahr 1970, 

b) in der mittelfristigen Finanzplanung? 


Renten- 

Bundes- sicherungs- 

haushalt träger 


ÄrV r AnV 
- in Mio DM - 


Die Mehrbelastungen durch den 
Wegfall des Krankenversiche- 
rungsbeitrages der Rentner werden 
wie folgt veranschlagt: 




a) im Haushaltsjahr 1970 

b) im mehrjährigen Finanzplan 

92 

436 

264 

1971 

94 

469 

287 

1972 

104 

517 

313 

1973 

111 

567 

347 


7. Für welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit der 
Regierungserklärung Haushaltsbelastungen bereits vorgesehen 
und wie sind die Belastungen im einzelnen aufgeschlüsselt 

a) im Haushaltsjahr 1970, 

b) in der mittelfristigen Finanzplanung? 

Diese Frage bezieht sich offenbar auf die in den Fragen 1 bis 6 
angesprochenen Maßnahmen. Hierzu sind die im Rahmen des 
Haushaltsentwurfs 1970 und des Finanzplans bis 1973 vorge- 
sehenen Mehrbelastungen gegenüber dem Finanzplan 1968 bis 
1972 im einzelnen in den Antworten zu den Fragen 1 bis 6 
bereits aufgeschlüsselt. 


8. Welche kostenwirksamen Maßnahmen haben die Fraktionen der 
SPD und der FDP seit Beginn des 6. Deutschen Bundestages 
unter Berücksichtigung der Dynamisierung der Kriegsopferver- 
sorgung beantragt? 

Die Fraktionen der SPD und der FDP haben seit Beginn des 
6. Deutschen Bundestages die folgenden kostenwirksamen 
Gesetzentwürfe im Bundestag eingebracht: 
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1. Entwurf eines Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm in der 
Umgebung von Flughäfen - Drucksache VI/4 

2. Entwurf eines Gesetzes über einen Ausgleich für Folgen der 
Aufwertung der DM auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
- Drucksache VI/56 

3. Entwurf eines Gesetzes über die Anpassung der Leistungen 
des Bundesversorgungsgesetzes - Drucksache VI/77 

4. Entwurf eine Sechsten Gesetzes zur Änderung des Soldaten- 
versorgungsgesetzes - Drucksache VI/158 - 

5. Landwirtschaftliche Sozialpolitik - Drucksache VI/390 

Finanzielle Auswirkungen: _ 

1970 I 1971 i 1972 | 1973 
- in Mio DM - 

Zu 1.: Bund - - 20-25 20-25 

Zu 2.: Bund und Länder - vgl. Antwort zu Frage 1 

Ziff. 1 a) und c) - 

938 1243 1607 2104 

18 18 18 18 


25 100 180 295 

200 Mio DM jährlich 
(grobe Schätzung) 

9. Welche Teile der Anträge der Fraktion der CDU/CSU sind 
inhaltlich und in ihrer finanziellen Auswirkung in der mittel- 
fristigen Finanzplanung berücksichtigt und welche nicht? 

Der Finanzplan wird als das „Regierungsprogramm in Zahlen" 
charakterisiert. Demzufolge werden inhaltlich und in ihren 
finanziellen Auswirkungen nur Vorhaben der Regierung im 
Finanzplan berücksichtigt. Das schließt nicht aus, daß sich Vor- 
haben der Bundesregierung von der Sache her oder auch in 
ihren finanziellen Auswirkungen mit Anträgen der Fraktion 
der CDU/CSU teilweise überschneiden oder ihnen ähnlich sind 
(z. B. Verbesserung der Kriegsopferversorgung, Zahlung eines 
Weihnachtsgeldes an grundwehrdienstleistende Soldaten, Ver- 
längerung der Geltungsdauer des § 79 a des Soldatenversor- 
gungsgesetzes). Soweit die vorgenannten sich mit Anträgen der 
CDU/CSU überschneidenden Maßnahmen im Finanzplan be- 
rücksichtigt sind, läßt sich weder inhaltlich auswerten noch 
betragsmäßig beziffern, welche Anträge der Fraktion der 
CDU/CSU ganz oder teilweise im Finanzplan berücksichtigt 
sind. 


Zu 3.: Bund (einschließlich Dyna- 
misierung) rd. 

Zu 4.: Bund rd. 

Zu 5.: Bund 

a) Nachversicherung in der 
gesetzlichen Rentenver- 
sicherung, Verbesserung 
der Landabgaberente, 
Verbesserung der Land- 
abgabeprämie (Mehraus- 
gaben sind bestehenden 
Ansätzen des Einzel- 
plans 10 zu finanzieren) 

ca. 

b) Krankenversicherung der 

landwirtschaftlichen Un- 
ternehmer ca. 
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10. Wie hoch sind insgesamt die kostenmäßigen Auswirkungen der 
in den Fragen 1 bis 9 aufgeführten Maßnahmen 

a) im Haushaltsjahr 1970, 

b) in den einzelnen Jahren bis 1973 

für Bund, Länder und Gemeinden (insgesamt und getrennt)? 

Soweit die in den Fragen 1 bis 9 angesprochenen Vorhaben der 
Bundesregierung bereits im Rahmen des von der Bundesregie- 
rung beschlossenen Finanzplans 1969 bis 1973 realisiert werden 
sollen, sind die finanziellen Auswirkungen in den Antworten 
zur jeweiligen Frage getrennt nach voraussichtlichen Belastun- 
gen für Bund, Länder und Gemeinden im einzelnen angegeben. 

Da aber für eine Reihe der in den Fragen 1 bis 9 aufgeführten 
Maßnahmen die erforderlichen Vorarbeiten noch nicht abge- 
schlossen sind, lassen sich in diesen Fällen weder die kosten- 
mäßigen Auswirkungen dieser Vorhaben noch der Zeitpunkt 
ihres Inkrafttretens übersehen. 

Eine Addition der finanziellen Auswirkungen der in den Fra- 
gen 1 bis 9 genannten Maßnahmen ist daher nicht möglich. 

11. Welche Steigerungsrate der Gesamtausgaben des Bundes hält 
die Bundesregierung im Jahre 1970 gegenüber dem entspre- 
chenden Ist-Ergebnis 1969 unter Berücksichtigung der konjunk- 
turellen Situation und hinsichtlich der von der Bundesbank 
getroffenen Maßnahmen für vertretbar 

a) beim Bundeshaushalt, 

b) bei den Haushalten der Länder und Gemeinden, 

c) bei den Versicherungsträgern? 

Um die im Jahre 1970 zu erwartenden konjunkturellen Anspan- 
nungen zu vermindern, hat die Bundesregierung zur Unter- 
stützung der restriktiven Geldpolitik der Bundesbank folgende 
Maßnahmen ergriffen: Ausgabesperre, Bildung einer Konjunk- 
turausgleichsrücklage, verschärfte vorläufige Haushaltsführung, 
Zurückhaltung bei der Auftragsvergabe. Im Finanzplanungsrat 
ist die Bildung einer Konjunkturausgleichsrücklage von Bund 
und Ländern von zusammen 2,5 Mrd. DM vereinbart worden. 
Auch die Gemeinden sollen verstärkt Rücklagen bilden. Ebenso 
wie für den Bund werden auch für die Länder und Gemeinden 
Ausgabensperren und die Verlagerung von Ausgaben in die 
zweite Jahreshälfte 1970 empfohlen. Angesichts dieser Maß- 
nahmen erscheinen die folgenden Wachstumsraten der Gesamt- 
ausgaben der Gebietskörperschaften und der Sozialversicherung 
unter Berücksichtigung der Konjunktursperre bei der zu er- 
wartenden konjunkturellen Situation im Jahre 1970 vertretbar: 

a) Bund 8,8 v. H. 

b) Länder und Gemeinden zusammen 8V2 bis 9 v. H. 

c) Sozialversicherung etwa 6 v. H. 

d) öffentlicher Gesamthaushalt 

(einschließlich Sozialversicherungsträger) rd. 8V2 v. H. 

Das Ausgabewachstum der Gebietskörperschaften und der 
Sozialversicherung liegt damit unter dem für 1970 erwarteten 
Wachstum des Bruttosozialprodukts (9 bis 10 v. H.). 
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12. Wie hofh ist die Differenz der Steigerungsrate des Bundes- 
hausluilts 1970 gegenüber dem gesrhätzlen Ziivvadis 
a) des rccdc'n Bnitlosozialprüdukis, 
r) ) d e ]■ P i' o d n k ‘ i v i t ä t ? 

Die Sfeigerungsrale der Gesamtausgabe!! dc^s Bundes (unfer 
Berücksichtigung der Küiijuiiktursperren) im vtahre 1970 über- 
triitt di(^ geschdtzte Wachstumsrate 

a) des realen Bruttosozial- 
produkts um 3V 2 bis 40^ Prozent-Punkte 

b) der Arbeitsproduktivität 

(reales Brultoinlandspro- 
dukt je Erwerbstätigen- 
stunde) um 3^ 2 bis 4* 2 Prozent-Punkte 

Aus dieser Differenz kann allerdings nicht auf die konjunktu- 
rellen Wirkungen der Bundesausgaben geschlossen werden. 
Vielmehr sind für die Beurteilung des an [[zyklischen Ver- 
haltens des Bundes andere .Anhaltspunkte heranzuziehen. So 
zeigt ein Vergleich zwischen der Wachstumsrate der beiden 
nominalen Größen „Bundesausgaben" und „ Bruttosozialpro- 
duktk daß die Bundesausgaben 1970 weniger zunehmen als 
das Sozialprodukt. Hinzu kommt, daß in dem Anstieg der 
Eundesausgfaben auch Ausgaben zum Ausgleich autwertungs- 
bedingter Einkomniensverluste der Landwirtsdiaft enthalten 
sind (0,9 Mrd. DM), die nicht der Ausweitung, sondern nur der 
Sicherung der Einkommen dienen. Außerdem wird das Aus- 
gabewachstiuii des Bundes bei ausgeglichener Finanzieriings- 
position erreicht. 

1 . 3 . j lält es die Diindosreyierung unter den gegenwärtigen Umstän- 
den konjunklurpolitisch vertretbar, die in der PvCyierungserklä- 
rung zum 1. Januar 1970 versprochenen Steuersenkungen 
(Arbeitnehmer freibetrag, Abbau der Ergän/ungsabgabe) vorzu- 
iiehnien? Hält sie zur Ertullung der Gebüte des Stabilitäts- 
gesetzes sonstige stoucriidie Maßnaiimen für erforderlich? 
Wenn ja: Welche? 

Wegen der gegenwärtig noch angespannten konjunkturellen 
Situation in der Bundesrepublik hat die Bundesregierung im 
Jahreswirtschattsberichl vorgeschlagen, die im Steuerände- 
rungsgesetz 1970 vorgesehenen Steuersenkungen (Verdoppe- 
lung des Arbeitnehmerfreibetrages von 240 DM auf 480 DM 
und den stufenweisen Abbau der Ergänzungsabgabe) zeitlich 
zu verschieben. Die Verdoppelung des Arbeitnehmerfreibetra- 
ges sollte nach vknsicht der Bundesregierung erst zum i. Juli 
1970, der Beginn des yVbbaus der Ergänzungsabgabe erst zum 
U Januar 1971 in Kraft treten. Daneben beabsichtigt die Bundes- 
regierung, einen Gesetzen tv/urf zur Authebung der Kupon- 
steuer vorzulegen, um damit zur Stabilisierung der Kapital- 
bewegungen beizutragen. Die Bundesregierung wird - wenn es 
sich als notwendig erweisen sollte - neben den aatizyklischen 
Maßnahmen aut der Ausgaben seife des Bundesliaushalts wei- 
tere steuerliche Maßnahmen ergreifen, um die Ziele des 
Stabilitätsgesetzes zu erreichen. 
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14. Wie hoch war die öffentliche Nettoverschuldung des Bundes 
(Istzahlen) 

a) im Haushaltsjahr 1969 insgesamt, 

b) in den ersten neun Monaten des Jahres 1969, 

c) in den letzten drei Monaten des Jahres 1969? 

Die Nettoverschuldung des Bundes (vorläufige Istzahlen) hat 
sich wie folgt verändert: 

a) im Haushaltsjahr 1969: keine Nettoneuverschuldung, son- 
dern Verminderung des Schuldenstandes um 1,8 Mrd. DM 
(Nettotilgung); 

b) in den ersten neun Monaten des Jahres 1969: Nettotilgung 
1,4 Mrd. DM; 

c) in den letzten drei Monaten des Jahres 1969: Nettotilgung 
0,4 Mrd. DM. 


15. Welche Höhe der öffentlichen Nettoverschuldung des Bundes 
ist nach Meinung der Bundesregierung in Anbetracht der vor- 
aussehbaren Konjunkturentwicklung für 1970 vertretbar, und 
zwar 

a) insgesamt, 

b) Bund, 

c) Länder, 

d) Gemeinden? 


Angesichts der voraussehbaren Konjunkturentwicklung und 
unter Berücksichtigung der von der Bundsregierung beschlosse- 
nen und vom Finanzplanungsrat empfohlenen Maßnahmen kann 
folgende Nettoverschuldung erwartet werden, die konjunktur- 
gerecht und gesamtwirtschaftlich vertretbar ist: 


- für den Bund (nach Konjunktursperre) 

- für die Länder voraussichtlich ebenfalls 

- für die Gemeinden 

insgesamt 


± 0 Mrd. DM 
± 0 Mrd. DM 
1,5 bis 2 Mrd. DM 

1,5 bis 2 Mrd. DM 


Dieses Finanzierungsdefizit bei den Gebietskörperschaften wird 
durch den 1970 zu erwartenden Finanzierungsüberschuß bei der 
Sozialversicherung überkompensiert werden. Damit werden die 
öffentlichen Haushalte in ihrer Gesamtheit den konjunkturellen 
Erfordernissen gerecht. 


Möller 



